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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5b/8 KN 7/06 B 
 

L 18 KN 95/02 (LSG Nordrhein-Westfalen) 

S 6 KN 229/00 (SG Gelsenkirchen) 

 

 

 

 
..............................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:   ..................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 5b. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Juli 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 8. November 2005 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 8.11.2005 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen Berufsunfähigkeit im Wesentlichen mit 

der Begründung verneint, der Kläger könne zwar nicht mehr seinen bisherigen Beruf als Hauer 

ausüben, er sei aber sowohl nach seinem gesundheitlichen Leistungsvermögen als auch sozial 

zumutbar auf die Tätigkeit eines Zigarettenautomatenauffüllers verweisbar. Für diese Tätigkeit 

seien Arbeitsplätze im nennenswerten Umfang vorhanden.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt den ge-

setzlichen Anforderungen nicht, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzli-

chen Bedeutung iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht ordnungsgemäß 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen muss ein Be-

schwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie 

(4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung 

iS der so genannten Breitenwirkung (zum Ganzen BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 f 

mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger bringt vor, das LSG habe die Rechtsfrage, "ob die rentenrechtliche Verweisung Ver-

sicherter auf die Tätigkeit des Zigarettenautomatenauffüllers unabhängig von einer von dem 

Versicherten zu treffenden und zu offenbarenden, individuellen Gewissensentscheidung verfas-

sungswidrig und unzulässig ist", verneint. Gleichzeitig und inzidenter habe das LSG die weiter-

gehende Rechtsfrage, "ob die rentenversicherungsrechtliche Verweisung Versicherter auf sol-

che Tätigkeiten, deren Ausübung gesetzlich nicht verboten ist, unabhängig von einer von dem 

Versicherten zu treffenden und zu offenbarenden individuellen Gewissensentscheidung gleich-

wohl verfassungswidrig und unzulässig sein kann", ebenfalls verneint. Dem Vortrag des Klägers 
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ist zu entnehmen, dass er die vom LSG verneinten Rechtsfragen als solche von grundsätzlicher 

Bedeutung ansieht. Der Kläger hat aber die Klärungsbedürftigkeit der von ihm formulierten 

Rechtsfragen nicht dargetan. 

 

Klärungsbedürftig ist eine Rechtsfrage nicht, wenn die Antwort darauf von vornherein praktisch 

außer Zweifel steht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 4, 11). Eine die Bedeutung einer Norm betref-

fende Rechtsfrage ist auch dann nicht mehr klärungsbedürftig, wenn zur Auslegung der in 

Frage stehenden oder vergleichbarer Regelungen schon höchstrichterliche Entscheidungen 

ergangen sind, die ausreichend Anhaltspunkte dafür geben, wie die aufgeworfene Frage zu 

beantworten ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8), es sei denn, die Frage wäre aus besonde-

ren Gründen klärungsbedürftig geblieben oder erneut geworden; dazu muss substantiiert vor-

getragen werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Das ist hier nicht geschehen. 

 

Der Kläger befasst sich im Wesentlichen mit der verfassungsrechtlichen Frage, ob die Verwei-

sung eines Versicherten auf die Tätigkeit eines Zigarettenautomatenauffüllers bzw auf eine Tä-

tigkeit, deren Ausübung nicht verboten ist, mit dem Grundrecht der Gewissensfreiheit (Art 4 

Abs 1 Grundgesetz - GG) vereinbar sei. Seine diesbezüglichen Ausführungen lassen aber die 

Auseinandersetzung mit der höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Tragweite dieses Grund-

rechts vermissen. Zwar gibt die Beschwerdebegründung zu erkennen, dass der Kläger die auf-

geworfenen Fragen noch nicht anhand der Urteile des BSG vom 23.6.1982 (BSGE 54, 7 

= SozR 4100 § 119 Nr 19) und vom 18.2.1987 (BSGE 61, 158 = SozR 4100 § 119 Nr 30) für 

geklärt hält, weil es sich hierbei nicht um die Rechtsprechung zur gesetzlichen Rentenversi-

cherung, sondern zur Arbeitslosenversicherung gehandelt habe. Der Kläger ist aber nicht auf 

die umfangreiche Rechtsprechung des BSG zur Zumutbarkeit von Verweisungsberufen 

eingegangen, wenn die bisherige Berufstätigkeit nicht mehr ausgeübt werden kann (zB BSG 

SozR 3-2200 § 1246 Nr 61 mwN); er hat aus dieser Rechtsprechung auch keine Grundsätze 

zitiert, die gegen die vom LSG befürwortete Übernahme von Rechtsprechung zur Arbeitslosen-

versicherung sprechen würden. Vor allem aber hat er es unterlassen, sich mit der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zum Grundrecht der Gewissensfreiheit ausein-

anderzusetzen (zB BVerfG SozR 4100 § 119 Nr 22; NVwZ 2000, 909). Der Kläger beschränkt 

sich lediglich auf die Darstellung der eigenen Rechtsauffassung, wonach die Verweisung eines 

Versicherten auf die Tätigkeit eines Zigarettenautomatenauffüllers gegen Art 4 Abs 1 GG ver-

stoße. Auch wenn der Kläger darauf verweist, dass diese Tätigkeit bislang noch nicht Gegen-

stand von Entscheidungen des BVerfG und auch des BSG gewesen sei, so enthebt ihn dies 

nicht der Pflicht, näher darzulegen, weshalb die aufgeworfene Rechtsfrage anhand anderer zu 

Art 4 Abs 1 GG ergangener Entscheidungen nicht zu beantworten sei. 

 

Die in der Rechtsprechung des BSG aufgestellten Anforderungen an die Darlegungspflicht im 

Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde begegnen keinen durchgreifenden verfassungs-

rechtlichen Bedenken. Insbesondere verstößt es nicht gegen Art 19 Abs 4 GG, wenn das BSG 
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seine wesentliche Aufgabe in der Wahrung und Fortentwicklung des Rechts sieht und deshalb 

die Zulässigkeit der Nichtzulassungsbeschwerde ua davon abhängig macht, dass der Be-

schwerdeführer in der Auseinandersetzung mit der einschlägigen höchstrichterlichen Recht-

sprechung die Erforderlichkeit einer erneuten Entscheidung des Revisionsgerichts aufzeigt (vgl 

BVerfG SozR 1500 § 160a Nr 48; SozR 3-1500 § 160a Nr 6, 7, 31; SozR 4-1500 § 160a Nr 12). 

 

Eine weitere Rechtsfrage sieht der Kläger in der Fragestellung, "ob Versicherte ohne nähere 

Prüfung des Verhältnisses zwischen Arbeitsstunden und Arbeitsentgelt auch auf solche Tätig-

keiten verwiesen werden können, bei denen sich die Vergütung ausschließlich nach dem Um-

fang der ihnen zugewiesenen Tätigkeitsfelder und Arbeitsaufgaben, nicht aber nach der Zahl 

der Arbeitsstunden, richtet". 

 

Die grundsätzliche Bedeutung dieser Frage ist ebenfalls nicht ausreichend dargetan, weil auch 

hier Darlegungen zur Klärungsbedürftigkeit fehlen, die überdies eine genauere Herausarbeitung 

der Fragestellung erfordert hätten. Im Ergebnis möchte der Kläger der tatsächlichen Feststel-

lung des LSG die Grundlage entziehen, er sei dem von der Tätigkeit des Zigarettenautomaten-

auffüllers ausgehenden Zeitdruck bzw ihrem faktischen zeitlichen Umfang gesundheitlich ge-

wachsen, und kleidet die sich daraus ergebende Forderung nach Ermittlung der zeitlichen An-

forderungen der Verweisungstätigkeit in eine Rechtsfrage. Dass diese sich angesichts der be-

reits jahrzehntelangen Rechtsprechung des BSG zu Fragen der Berufsunfähigkeit bzw 

Erwerbsunfähigkeit und der daraus folgenden "Verweisungsproblematik" nicht beantworten 

lasse, hätte der Kläger näher dartun müssen. Die Beschwerdebegründung lässt nicht erkennen, 

dass sich der Kläger bemüht hat, einschlägige Rechtsprechung aufzufinden und zu verwerten 

- etwa anhand der Diskussion um die Bedeutung der sachverständig festgestellten 

Unzumutbarkeit von Arbeitsleistungen im Akkord oder unter Zeitdruck (vgl BSG vom 

20.10.2004 - B 5 RJ 48/03 R - JURIS RdNr 19; BSGE 81, 15, 20 f = SozR 3-2200 § 1247 Nr 23 

S 70 f). 

 

Von einer weiteren Begründung wird gemäß §160a Abs 4 Satz 3 SGG abgesehen, weil diese 

nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen. 

 

Auf den Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten des Klägers vom 27.12.2006 - eingegangen 

beim BSG am 2.1.2007 - ist nicht weiter einzugehen, weil dieser Schriftsatz erst nach Ablauf 

der Begründungsfrist vorgelegt worden ist. Nach Ablauf der Begründungsfrist eingehende neue 

selbstständige Begründungen sind unbeachtlich. Zwar bleibt die Möglichkeit, eine fristgerechte 

Begründung zu verdeutlichen und zu erläutern (Meyer-Ladewig in ders/Keller/Leitherer, SGG, 

8. Aufl, § 160a RdNr 13d; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

4. Aufl, IX. Kapitel RdNr 175 mwN). Diese Möglichkeit kann aber nicht dazu führen, einer bei 

Ablauf der Begründungsfrist nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Be-
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schwerde durch Nachschieben einer nunmehr formgerechten Begründung zur Zulässigkeit zu 

verhelfen. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 

 

 

13 

14 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

